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1. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

Anwendungsbereich

8§ 1. Dieses Bundesgesetz regelt die Veroffentlichung von Informationen von allgemeinem Interesse
und den Zugang zu Informationen im Wirkungs- oder Geschéftsbereich

1. der Organe des Bundes, der Lander, der Gemeinden und Gemeindeverbande,
2. der Organe der gesetzlich eingerichteten Selbstverwaltungskérper,

3. der Organe sonstiger juristischer und natiirlicher Personen, soweit diese mit der Besorgung von
Geschéaften der Bundesverwaltung oder der Landesverwaltung betraut sind,

4.der Organe der der Kontrolle des Rechnungshofes oder eines Landesrechnungshofes
unterliegenden Stiftungen, Fonds und Anstalten sowie

5. der der Kontrolle des Rechnungshofes oder eines Landesrechnungshofes unterliegenden
Unternehmungen, sofern im Fall der Beteiligung des Bundes, des Landes oder der Gemeinde
allein oder gemeinsam mit anderen der Zustandigkeit des Rechnungshofes unterliegenden
Rechtstragern an der Unternehmung eine Beteiligung von mindestens 50 vH des Stamm-, Grund-
oder Eigenkapitals besteht oder der Bund, das Land oder die Gemeinde allein oder gemeinsam
mit anderen der Zustidndigkeit des Rechnungshofes unterliegenden Rechtstrdgern durch
finanzielle oder sonstige wirtschaftliche oder organisatorische MaRnahmen die Unternehmung
tatséchlich beherrscht oder es sich um eine Unternehmung jeder weiteren Stufe, bei der die
Voraussetzungen gemald dieser Ziffer vorliegen, handelt.

Begriffsbestimmungen

8 2. (1) Information im Sinne dieses Bundesgesetzes ist jede amtlichen oder unternehmerischen
Zwecken dienende Aufzeichnung im Wirkungsbereich eines Organs, im Tétigkeitsbereich einer Stiftung,
eines Fonds oder einer Anstalt oder im Geschéftsbereich einer Unternehmung, unabhéngig von der Form,
in der sie vorhanden und verfugbar ist.

(2) Informationen von allgemeinem Interesse im Sinne dieses Bundesgesetzes sind Informationen,
die einen allgemeinen Personenkreis betreffen oder fur einen solchen relevant sind, insbesondere solche
Geschéftseinteilungen, Geschaftsordnungen, Téatigkeitsberichte, Amtsblatter, amtliche Statistiken, von
informationspflichtigen Stellen erstellte oder in Auftrag gegebene Studien, Gutachten, Umfragen,
Stellungnahmen und Vertrage. Vertrage tber einen Wert (88 13 bis 18 des Bundesvergabegesetzes 2018 —
BVergG 2018, BGBI. I Nr. 65/2018) von mindestens 100 000 Euro sind jedenfalls von allgemeinem
Interesse.

Zustandigkeit

8 3. (1) Zustédndig zur Veroffentlichung von Informationen von allgemeinem Interesse ist jenes
Organ, das die Information erstellt oder in Auftrag gegeben hat. Sind von einer Information identische
Kopien vorhanden, so ist nur die Referenzversion, von der die Kopien abgeleitet sind, zu veroffentlichen.

(2) Zustandig zur Gewahrung des Zugangs zu Informationen ist jenes informationspflichtige Organ,
zu dessen Wirkungs- oder Geschéftsbereich die Information gehort.

(3) Die Information nach diesem Bundesgesetz ist soweit im eigenen Wirkungsbereich der
Gemeinden und der sonstigen Selbstverwaltungskorper zu besorgen, als diese in Angelegenheiten ergeht,
die von diesen im eigenen Wirkungsbereich zu besorgen sind.

2. Abschnitt
Informationspflicht

Proaktive Informationspflicht

8 4. (1) Informationen von allgemeinem Interesse sind von den mit der Besorgung von Geschéften
der Bundesverwaltung oder der Landesverwaltung betrauten Organen, von den Organen der ordentlichen
Gerichtsbarkeit, von den  Verwaltungsgerichten, vom  Verwaltungsgerichtshof und vom
Verfassungsgerichtshof ehestmdglich in einer fir jedermann zuganglichen Art und Weise im Internet zu
verdffentlichen und bereit zu halten, soweit und solange sie nicht der Geheimhaltung (8§ 6) unterliegen
und solange ein allgemeines Interesse daran angenommen werden kann. Gemeinden mit weniger als
5000 Einwohnern sind nicht zur Veroffentlichung verpflichtet; sie kdnnen solche Informationen nach
Malgabe dieser Bestimmung verdffentlichen.
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(Anm.: Abs. 2 tritt mit Ablauf des dritten Monats nach dem Zeitpunkt der Kundmachung der
Verfligbarkeit des Informationsregisters gemaR § 5 Abs. 5 in Kraft)

Informationsregister

8 5. (Anm.: Abs. 1 bis 4 treten mit Ablauf des dritten Monats nach dem Zeitpunkt der Kundmachung
der Verfuigbarkeit des Informationsregisters gemaR § 5 Abs. 5 in Kraft)

(5) Die Verfiligbarkeit des Informationsregisters ist vom Bundesminister fir Finanzen im
Bundesgesetzblatt | kundzumachen.

Geheimhaltung
8 6. (1) Nicht zur Veroffentlichung bestimmt und auch nicht auf Antrag zugénglich zu machen sind
Informationen, soweit und solange dies
1. aus zwingenden integrations- oder auBenpolitischen Griinden, insbesondere auch gemaR
unmittelbar anwendbaren Bestimmungen des Rechts der Europdischen Union oder zur

Einhaltung volkerrechtlicher Verpflichtungen,

. im Interesse der nationalen Sicherheit,

. im Interesse der umfassenden Landesverteidigung,

. im Interesse der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung und Sicherheit,

.im Interesse der unbeeintrachtigten Vorbereitung einer Entscheidung, im Sinne der
unbeeintrachtigten rechtméaRigen Willensbildung und ihrer unmittelbaren Vorbereitung,
insbesondere
a) von Handlungen des Bundesprasidenten, der Bundesregierung, der Bundesminister, der

Staatssekretdre, der Landesregierung, einzelner Mitglieder derselben und des
Landeshauptmannes, der Bezirksverwaltungsbehérden, der Organe der Gemeinde und der
Organe der sonstigen Selbstverwaltungskorper,

b) im Interesse eines behdrdlichen oder gerichtlichen Verfahrens, einer Prifung oder eines
sonstigen Téatigwerdens des Organs sowie zum Schutz der gesetzlichen Vertraulichkeit von
Verhandlungen, Beratungen und Abstimmungen,

6. zur Abwehr eines erheblichen wirtschaftlichen oder finanziellen Schadens der Organe,
Gebietskorperschaften oder sonstigen Selbstverwaltungskorper oder
7. im Oberwiegenden berechtigten Interesse eines anderen, insbesondere
a) zur Wahrung des Rechts auf Schutz der personenbezogenen Daten,
b) zur Wahrung von Berufs-, Geschéfts- oder Betriebsgeheimnissen,
¢) zur Wahrung des Bankgeheimnisses (§ 38 des Bankwesengesetzes, BGBI. Nr. 532/1993),
d) zur Wahrung des Redaktionsgeheimnisses (§ 31 des Mediengesetzes, BGBI. Nr. 314/1981)
oder
e) zur Wahrung der Rechte am geistigen Eigentum betroffener Personen,

erforderlich und verhaltnismaRig und gesetzlich nicht anderes bestimmt ist. Zu diesem Zweck sind alle in

Betracht kommenden Interessen, einerseits an der Erteilung der Information, darunter insbesondere auch

an der Ausibung der MeinungsduRRerungsfreiheit, und andererseits an der Geheimhaltung der

Information, gegeneinander abzuwégen.

(2) Treffen die Voraussetzungen des Abs. 1 nur auf einen Teil der Information zu, unterliegt nur
dieser der Geheimhaltung.

O b WD

3. Abschnitt
Verfahren

Informationsbegehren; anzuwendendes Recht

8 7. (1) Der Zugang zu Informationen kann schriftlich, mindlich oder telefonisch, in jeder technisch
moglichen und vorgesehenen Form, beantragt werden.

(2) Die Information ist moglichst prazise zu bezeichnen. Dem Antragsteller kann die schriftliche
Ausflhrung eines miindlich oder telefonisch angebrachten Antrages aufgetragen werden, wenn aus dem
Antrag der Inhalt oder der Umfang der beantragten Information nicht ausreichend klar hervorgeht.

(3) Langt bei einem Organ ein Antrag ein, zu dessen Behandlung es nicht zustandig ist, hat es den
Antrag ohne unnétigen Aufschub an die zustandige Stelle weiterzuleiten oder den Antragsteller an diese
Zu weisen.
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(4) Das Verfahren iber einen Antrag auf Information ist ein behdrdliches Verfahren geméR Artikel |
Abs. 2 Z 1 des Einflihrungsgesetzes zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen 2008 — EGVG, BGBI. |
Nr. 87/2008.

Frist

8 8. (1) Der Zugang zur Information ist ohne unndtigen Aufschub, spétestens aber binnen vier
Wochen nach Einlangen des Antrages beim zustandigen Organ zu gewahren. Soweit die Information der
Geheimhaltung unterliegt (§ 6), ist dem Antragsteller binnen derselben Frist die Nichtgewahrung des
Zugangs mitzuteilen.

(2) Kann der Zugang zur Information aus besonderen Grunden sowie im Fall des § 10 nicht
innerhalb der Frist gemaR Abs. 1 gewahrt werden, so kann die Frist um weitere vier Wochen verlangert
werden. Dies ist dem Antragsteller unter Angabe der Griinde innerhalb der Frist gemaR Abs. 1
mitzuteilen.

Information

89. (1) Die Information ist nach Maoglichkeit in der begehrten, ansonsten in tunlicher Form
moglichst direkt zugdnglich zu machen; jedenfalls ist eine Information im Gegenstand zu erteilen. Die
Verweisung auf bereits veroffentlichte oder auf anderem Weg einfacher zugéngliche Informationen ist
zulassig.

(2) Besteht das Recht auf Information im Hinblick auf die beantragte Information nur zum Teil (§ 6
Abs. 2), ist die Information insoweit zu erteilen, sofern dies mdglich und damit kein unverhaltnisméaRiger
Aufwand verbunden ist.

(3) Der Zugang zur Information ist nicht zu gewéhren, wenn der Antrag auf Information offenbar
missbrauchlich erfolgt oder wenn bzw. soweit die Erteilung der Information die sonstige Tatigkeit des
Organs wesentlich und unverhaltnisméRig beeintrachtigen wirde.

Betroffene Personen

§ 10. (1) Greift die Erteilung der Information in die Rechte eines anderen (§ 6 Abs. 1 Z 7) ein, hat
das zustandige Organ diesen vor der Erteilung der Information nach Mdéglichkeit zu héren. Hat sich die
betroffene Person gegen die Erteilung der Information ausgesprochen oder wurde sie nicht gehért und
wird die Information dennoch erteilt, ist sie davon nach Mdglichkeit schriftlich zu verstandigen.

(2) Geht aus dem Antrag (8 7) hervor, dass er nicht nur die Privatinteressen des Antragstellers
betrifft, sondern damit ein Recht auf Zugang zu Informationen gemaR Art. 10 der Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, oder des Art. 11 der Charta der
Grundrechte der Europdischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389, geltend gemacht wird, hat
die Anhorung bzw. die Verstandigung der betroffenen Person zu unterbleiben, soweit dies auf Grund
dieser Bestimmungen geboten ist.

Rechtsschutz

8§11. (1) Wird der Zugang zur Information nicht gewdhrt, ist auf schriftlichen Antrag des
Informationswerbers vom informationspflichtigen Organ hierlber binnen zwei Monaten nach Einlangen
dieses Antrages ein Bescheid zu erlassen.

(2) Wird gegen einen solchen Bescheid Beschwerde erhoben, wie auch im Fall der Erhebung einer
S&umnisbeschwerde, hat das Verwaltungsgericht binnen zwei Monaten zu entscheiden. Die Frist zur
Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung (8 14 des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes —
VWGVG, BGBI. | Nr. 33/2013) betrdgt drei Wochen. 8 16 Abs. 1 VwWGVG ist nicht anzuwenden; die
Behorde hat dem Verwaltungsgericht die Beschwerde wunter Anschluss der Akten des
Verwaltungsverfahrens unverziglich vorzulegen.

(3) Im Fall der rechtswidrigen Nichtgewdhrung des Zugangs zu Informationen hat das
Verwaltungsgericht auszusprechen, dass und in welchem Umfang Zugang zu gewahren ist.

Gebihren

812. (1) Anbringen (Informationsbegehren), Antrdge auf Informationserteilung und sonstige
Antrdge im Verfahren zur Informationserteilung, Informationen und Bescheide nach diesem
Bundesgesetz sind von den Bundesverwaltungsabgaben und den Gebihren gemdR dem
Gebuhrengesetz 1957, BGBI. Nr. 267/1957, befreit.

(2) (Verfassungsbestimmung) Anbringen (Informationsbegehren), Antrage auf
Informationserteilung und sonstige Antrége im Verfahren zur Informationserteilung, Informationen und
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Bescheide nach diesem Bundesgesetz sind von den Verwaltungsabgaben der L&nder und Gemeinden
befreit.

4. Abschnitt
Private Informationspflichtige

Nicht mit der Besorgung von Geschéften der Bundesverwaltung oder der Landesverwaltung
betraute Stiftungen, Fonds, Anstalten und Unternehmungen

8§ 13. (1) Fur die der Kontrolle des Rechnungshofes oder eines Landesrechnungshofes unterliegenden
Stiftungen, Fonds, Anstalten und Unternehmungen (§ 1 Z5) und den Rechtsschutz gegen deren
Entscheidungen gelten, soweit sie nicht mit der Besorgung von Geschaften der Bundesverwaltung oder
der Landesverwaltung betraut sind, die Bestimmungen des 3. Abschnitts dieses Bundesgesetzes
sinngemé&R und nach MaRgabe der folgenden Bestimmungen.

(2) Nicht zugéanglich zu machen sind Informationen, soweit und solange dies in sinngeméaRer
Anwendung des §6 oder zur Abwehr einer Beeintrdchtigung von deren Wetthewerbsfahigkeit
erforderlich ist.

(3) Ausgenommen von der Informationspflicht nach diesem Bundesgesetz sind bdérsennotierte
Gesellschaften sowie rechtlich selbstdndige Unternehmungen, die auf Grund von Beteiligungen oder
sonst unmittelbar oder mittelbar unter dem beherrschenden Einfluss einer borsennotierten Gesellschaft
stehen (abhéngige Unternehmungen).

(4) Der Antrag auf Information ist schriftlich einzubringen und als Antrag gemafR diesem
Bundesgesetz zu bezeichnen. Im Antrag ist die begehrte Information zu bezeichnen. Die Identitat des
Antragstellers ist in geeigneter Form glaubhaft zu machen.

Rechtsschutz

§14. (1) Uber die Nichterteilung der Information durch Stiftungen, Fonds, Anstalten und
Unternehmungen, soweit diese nicht mit der Besorgung von Geschaften der Bundesverwaltung oder der
Landesverwaltung betraut sind, entscheidet

1. das Bundesverwaltungsgericht, wenn Stiftungen, Fonds oder Anstalten, die von Organen des
Bundes oder von hiezu von Organen des Bundes bestellten Personen (Personengemeinschaften)
verwaltet werden, oder Unternehmungen, an denen der Bund alleine oder gemeinsam mit
anderen der Zustandigkeit des Rechnungshofes unterliegenden Rechtstrdgern zu mindestens
50 vH des Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals beteiligt ist oder die der Bund allein oder
gemeinsam mit anderen der Zustandigkeit des Rechnungshofes unterliegenden Rechtstrégern
durch finanzielle oder sonstige wirtschaftliche oder organisatorische MalRnahmen tatséchlich
beherrscht, die Information nicht erteilen;

2. im Ubrigen das Verwaltungsgericht im Land.

Sofern die Rechtssache nicht zur Zustdndigkeit des Bundesverwaltungsgerichts gehort, ist jenes
Verwaltungsgericht im Land értlich zustandig, in dessen Sprengel die Stiftung, der Fonds, die Anstalt
oder die Unternehmung ihren oder seinen Sitz hat. Lasst sich die Zustandigkeit danach nicht bestimmen,
ist das Verwaltungsgericht im Land Wien ortlich zustandig.

(2) Wurde die begehrte Information nicht erteilt, kann der Informationswerber binnen vier Wochen
nach Ablauf der Frist zur Informationserteilung einen Antrag auf Entscheidung der Streitigkeit durch das
Verwaltungsgericht stellen. Gegen die Versaumung dieser Frist ist auf Antrag des Informationswerbers
die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu bewilligen, wenn dieser glaubhaft macht, dass er durch ein
unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis verhindert war, die Frist einzuhalten und ihn kein
Verschulden oder nur ein minderer Grad des Versehens trifft. § 71 Abs. 2 bis 7 und § 72 Abs. 1 des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 — AVG, BGBI. Nr.51/1991, sind sinngemaf
anzuwenden.

(3) Auf das Verfahren nach dieser Bestimmung sind die 88 2, 4 bis 6, 8a, 17, 21, 23 bis 26, 28
Abs. 1, 29 bis 34 und das 4. Hauptstiick des VwWGVG sinngeméaR anzuwenden.
(4) Der Antrag (Abs. 2) hat zu enthalten:
1. das Informationsbegehren und Ausfiihrungen dazu, inwieweit diesem nicht entsprochen wurde,
2. die Bezeichnung der Stiftung, des Fonds, der Anstalt oder der Unternehmung,

3. die Griinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit der Nichterteilung der Information
stlitzt, und
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4. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Frist zur Informationserteilung
abgelaufen und der Antrag rechtzeitig eingebracht ist.

(5) Ein solcher Antrag und AuBerungen im Verfahren sind unmittelbar beim Verwaltungsgericht
einzubringen.

(6) Das Verwaltungsgericht hat der Stiftung, dem Fonds, der Anstalt oder der Unternehmung den
Antrag mitzuteilen und es dieser — wenn es nicht gleichzeitig eine mundliche Verhandlung anberaumt —
freizustellen, eine Aullerung zu erstatten.

(7) Parteien des Verfahrens sind der Antragsteller und die Stiftung, der Fonds, die Anstalt oder die
Unternehmung, von der bzw. von dem die Information begehrt wird.

(8) Uber den Antrag hat das Verwaltungsgericht binnen zwei Monaten nach seinem Einlangen zu
entscheiden. Im Fall der rechtswidrigen Nichtgewéhrung des Zugangs zu Informationen hat das
Verwaltungsgericht auszusprechen, dass und in welchem Umfang Zugang zu gewdahren ist. Die
Stiftungen, Fonds, Anstalten und Unternehmungen sind verpflichtet, in der betreffenden Rechtssache mit
den ihnen zu Gebote stehenden rechtlichen Mitteln unverziglich den der Rechtsanschauung des
Verwaltungsgerichtes entsprechenden Rechtszustand herzustellen.

5. Abschnitt
Beratung und Unterstiitzung

Datenschutzbehdrde

815. (1) (Verfassungsbestimmung) Die Datenschutzbehérde berdt und unterstltzt die
informationspflichtigen Organe bzw. Einrichtungen durch die Bereitstellung von Leitfaden und Angebote
zur Fortbildung in datenschutzrechtlichen Belangen der VVollziehung der Informationsfreiheit.

(2) Die Datenschutzbehorde hat die Anwendung dieses Gesetzes begleitend zu evaluieren. Sie
informiert die Offentlichkeit Uber ihre Tatigkeit nach diesem Gesetz.

6. Abschnitt
Schlussbestimmungen

Verhaltnis zu anderen Rechtsvorschriften

8 16. Soweit in anderen Bundes- oder Landesgesetzen besondere Informationszugangsregelungen
bestehen oder besondere offentliche elektronische Register eingerichtet sind, ist dieses Bundesgesetz
nicht anzuwenden.

Verweisungen

8 17. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird,
sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Sprachliche Gleichbehandlung

8§ 18. Soweit sich die in diesem Bundesgesetz verwendeten Bezeichnungen auf natiirliche Personen
beziehen, gilt die gewéhlte Form unabhangig vom Geschlecht. Bei der Anwendung dieser Bezeichnungen
auf bestimmte natirliche Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden.

Vollziehung

8 19. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind

1. die Bundesregierung bzw. in Angelegenheiten, in denen zu informieren ist und die in
Vollziehung Landessache sind, die Landesregierung,

2. hinsichtlich des § 5 der Bundeskanzler im Einvernehmen mit dem Bundesminister fur Finanzen,
3. hinsichtlich des § 12 der Bundesminister fiir Finanzen und
4. hinsichtlich des § 15 der Bundesminister fiir Justiz
betraut.
(2) Die Erlassung von Durchfiihrungsverordnungen obliegt hinsichtlich des § 5 dem Bundeskanzler

im Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Finanzen, hinsichtlich des § 12 dem Bundesminister fur
Finanzen und im Ubrigen dem Bundeskanzler.
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In- und AuRerkrafttreten; Ubergangsbestimmung

820. (1) (Verfassungsbestimmung) 812 Abs.2 und 8§15 Abs.1 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 5/2024 treten mit 1. September 2025 in Kraft. § 4 Abs. 2 tritt mit Ablauf des
dritten Monats nach dem Zeitpunkt der Kundmachung der Verfuigbarkeit des Informationsregisters geman
§ 5 Abs. 5 in Kraft.

(2) 85 Abs. 1 bis 4 tritt mit Ablauf des dritten Monats nach dem Zeitpunkt der Kundmachung der
Verfligbarkeit des Informationsregisters gemd 8 5 Abs. 5 in Kraft. Die tbrigen Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 5/2024 treten mit 1. September 2025 in
Kraft. Die Datenschutzbehdrde hat spétestens drei Jahre nach diesem Zeitpunkt einen Bericht (iber das
Ergebnis der Evaluierung zu erstellen und dem Bundesminister flr Justiz vorzulegen. Dieser Bericht ist
von diesem der Bundesregierung und in der Folge dem Nationalrat und dem Bundesrat vorzulegen und
von der Datenschutzbehérde 6ffentlich zuganglich zu machen.

(3) § 4 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 5/2024 ist nur auf Informationen von
allgemeinem Interesse anzuwenden, die ab dem 1. September 2025 entstehen; friher entstandene
Informationen von allgemeinem Interesse koénnen nach MaRgabe der genannten Bestimmung
verdffentlicht werden.

www.ris.bka.gv.at Seite 7 von 7



	Inhaltsverzeichnis
	1. Abschnitt
	Allgemeine Bestimmungen

	2. Abschnitt
	Informationspflicht

	3. Abschnitt
	Verfahren

	4. Abschnitt
	Private Informationspflichtige

	5. Abschnitt
	Beratung und Unterstützung

	6. Abschnitt
	Schlussbestimmungen


